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Bundesrepublik Deutsdiland 
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Bonn, den 26, Oktober 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik/Rechtsangleichung in der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats zur Bekämpfung des Kartoffel- 
krebses 

eine Richtlinie des Rats zur Bekämpfung des Kartoffel- 
nematoden. 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Oktober 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. Die Entscheidung über 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist noch 
nicht getroffen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats zur Bekämpfung 
des Kartoffelkrebses 

{Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Kartoffeln nimmt in der Land- 
wirtschaft der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg der Kartoffelerzeugung ist ständig 
durch Schadorganismen bedroht. 

Der Schutz des Kartoffelbaus gegen diese Schad- 
organismen dient nicht nur dazu, ein Absinken der 
Produktionskraft zu verhindern, sondern auch dazu, 
die Produktivität der Landwirtschaft zu steigern. 

Die Abschirmung gegen die Einschleppung von 
Schadorganismen in die Mitgliedstaaten wäre ohne 
größeren Sinn, wenn diese Schadorganismen nicht 
gleichzeitig in der Gesamtheit der Gemeinschaft 
planmäßig bekämpft und an ihrer Ausbreitung ge- 
hindert würden. 

Einer der gefährlichsten Schadorganismen der 
Kartoffel ist Synchytrium endobioticum (Schieb.) 
Perc., der Erreger der Pilzkrankheit „Kartoffel- 
krebs^L 

Diese Krankheit ist bereits in der Mehrzahl der 
Mitgliedstaaten aufgetreten, und es sind in der Ge- 
meinschaft noch einige Befallsherde geringer Aus- 
dehnung verblieben. 

Es besteht indessen eine ständige Gefahr für den 
Kartoffelbau der Gemeinschaft, wenn nicht wirksame 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhütung einer 
Ausbreitung angewendet und aufrechterhalten wer- 
den. 

Um den Pilz niederzuhalten, ist es erforderlich, für 
die Gemeinschaft Mindestmaßnahmen festzulegen. 
Es muß den Mitgliedstaaten gestattet werden, zu- 
sätzliche oder strengere Maßnahmen für ihr Gebiet 
vorzusehen, sofern dies gerechtfertigt erscheint. 

Eine besondere Rolle spielen die Kartoffelsorten, 
welche gegen bestimmte Rassen des Pilzes resistent 
sind; ihr Einsatz ist besonders in den Sicherheits- 
zonen um die befallenen Flächen von großer Be- 
deutung, deshalb ist der periodischen Bekannt- 
machung der Liste dieser Sorten ein allgemeines 
Interesse beizumessen. 


Es erscheint notwendig, für die Feststellung eines 
Befalls und der Resistenz von Sorten die internatio- 
nal üblichen Methoden anzuwenden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf die Maßnahmen, 
welche in den Mitgliedstaaten zur Bekämpfung des 
Kartoffelkrebses und zur Verhütung einer Ausbrei- 
tung dieser Pilzkrankheit mindestens zu treffen sind. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten grenzen bei Feststellung eines 
Auftretens von Synchytrium endobioticum (Schieb.) 
Perc., dem Erreger des Kartoffelkrebses, die befal- 
lene Fläche und eine Sicherheitszone ab. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die Knollen 
und das Kraut von Kartoffeln befallener Flächen so 
behandelt werden, daß der Pilz vernichtet wird. Läßt 
sich nicht mehr feststellen, wo von dem Pilz befal- 
lene Knollen geerntet worden sind, so ist die ge- 
samte Partie, in der die befallenen Knollen gefun- 
den worden sind, zu behandeln. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß auf der be- 
fallenen Fläche 

a) keine Kartoffeln angebaut werden dürfen, 

b) keine Pflanzen, die zur weiteren Anpflanzung 
bestimmt sind, angebaut, eingeschlagen oder ge- 
lagert werden dürfen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß in der 
Sicherheitszone nur Sorten angebaut werden dürfen, 
die gegen die aufgetretene Rasse von Synchytrium 
endobioticum resistent sind. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten heben die zur Bekämpfung 
des Kartoffelkrebses getroffenen Maßnahmen erst 
auf, wenn festgestellt worden ist, daß Synchytrium 
endobioticum nicht mehr vorhanden ist. 
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Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten untersagen das Halten von 
Kulturen von Synchytrium endobioticum. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten können für wissenschaftliche 
Zwecke, Testverfahren und Züditungs Vorhaben Aus- 
nahmen von den in Artikel 3, 4, 5 und 7 vorge- 
sehenen Maßnahmen zulassen, wenn hierdurch die 
Bekämpfung des Kartoffelkrebses nicht beeinträch- 
tigt wird und die Gefahr einer Ausbreitung dieser 
Krankheit nicht begründet ist. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten können zusätzliche oder stren- 
gere Vorschriften zur Bekämpfung des Kartoffel- 
krebses oder zur Verhütung seiner Ausbreitung er- 
lassen, soweit diese Maßnahmen für die Bekämpfung 
oder die Verhütung erforderlich sind. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis 
zum 1. August eines jeden Jahres alle zum gewerbs- 
mäßigen Verkehr zugelassenen Kartoffelsorten mit, 
bei denen sie in amtlicher Prüfung eine Resistenz 
gegen Synchytrium endobioticum festgestellt haben. 
Sie geben dabei die Rassen an, gegen welche sich 
die Resistenz richtet. 


(2) Die Kommission stellt in jedem Jahr — in der 
Regel vor dem Monat November — die Veröffent- 
lichung der Aufstellung dieser resistenten Sorten 
entsprechend den Mitteilungen der Mitgliedstaaten 
sicher. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten tragen Sorge dafür, daß die 
Feststellungen hinsichtlich des Befalls mit Synchy- 
trium endobioticum und der Resistenz dieser Sorten 
gegen diesen Schadorganismus nach international 
üblichen Methoden durchgeführt werden. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen einem 
Jahr nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und 
unterrichten die Kommission unverzüglich hiervon. 

Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu 
erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet 
wird, daß sie sich dazu äußern kann. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats zur Bekämpfung 
des Kartoffelnematoden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Erzeugung von Kartoffeln nimmt in der Land- 
wirtschaft der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen wichtigen Platz ein. 

Der Erfolg der Kartoffelerzeugung ist ständig 
durch Schadorganismen bedroht. 

Der Schutz des Kartoffelbaus gegen diese Schad- 
organismen dient nicht nur dazu, ein Absinken der 
Produktionskraft zu verhindern, sondern auch dazu, 
die Produktivität der Landwirtschaft zu steigern. 

Die Abschirmung gegen die Einschleppung von 
Schadorganismen in die Mitgliedstaaten wäre ohne 
größeren Sinn, wenn diese Schadorganismen nicht 
gleichzeitig in der Gesamtheit der Gemeinschaft 
planmäßig bekämpft und an ihrer Ausbreitung ge- 
hindert würden. 

Einer der gefährlichsten Schadorganismen der 
Kartoffel ist der Kartoffelnematode (Heterodera 
Rostochiensis Wr.). 

Dieser Schadorganismus ist bereits in der Mehr- 
zahl der Mitgliedstaaten aufgetreten, und es gibt 
in der Gemeinschaft Befallsgebiete. 

Ohne wirksame Maßnahme zur Bekämpfung und 
Verhütung einer Ausbreitung dieses Schadorganis- 
mus besteht eine ständige Gefahr für den KartoffeT 
bau der Gemeinschaft. 

Um den Schadorganismus niederzuhalten, ist es 
erforderlich, für die Gemeinschaft Mindestmaßnah- 
men festzulegen. Es muß den Mitgliedstaaten ge- 
stattet werden, zusätzliche oder strengere Maß- 
nahmen für ihr Gebiet vorzusehen, sofern dies ge- 
rechtfertigt erscheint. 

Eine besondere Rolle spielen die Kartoffelsorten, 
die gegen bestimmte Rassen dieses Schadorganis- 
mus resistent sind. Ihre Verwendung auf befal- 
lenen Flächen kann von gewissem Nutzen sein; des- 
halb besteht an der regelmäßigen Bekanntmachung 
der Liste dieser Sorten ein allgemeines Interesse. 


Es erscheint notwendig, für die Feststellung eines 
Befalls und der Resistenz von Sorten die inter- 
national üblichen Methoden anzuwenden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf die Maßnahme, 
welche in den Mitgliedstaaten zur Bekämpfung des 
Kartoffelnematoden (Heterodera rostochiensis Wr.) 
und zur Verhütung seiner Ausbreitung mindestens 
zu treffen sind. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Pflanz- 
kartoffeln nur auf Flächen erzeugt werden dürfen, 
die nach amtlicher Untersuchung frei vom Kartoffel- 
nematoden befunden worden sind. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten grenzen bei Feststellung 
eines Auftretens des Kartoffelnematoden die befal- 
lene Fläche ab. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß auf befal- 
lenen Flächen 

a) keine Kartoffeln angebaut werden dürfen, 

b) keine Pflanzen, die zur weiteren Anpflanzung 
bestimmt sind, angebaut, eingeschlagen oder ge- 
lagert werden dürfen. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß Pflanz- 
kartoffeln, die als vom Kartoffelnematoden befallen 
befunden worden sind, als solche nicht in den Ver- 
kehr gebracht oder verwendet werden dürfen. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten heben die zur Bekämpfung 
des Kartoffelnematoden getroffenen Maßnahmen 
erst auf, wenn festgestellt worden ist, daß der 
Kartoffelnematode nicht mehr vorhanden ist. 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1037 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten untersagen das Halten von 
Kartoffelnematoden. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten können — wenn hierdurch 
die Bekämpfung der Kartoffelnematoden nicht be- 
einträchtigt wird und die Gefahr einer Ausbreitung 
nicht begründet ist — gestatten, 

a) Ausnahmen von den in Artikel 2, 4, 5 und 7 
vorgesehenen Maßnahmen für wissenschaftliche 
Zwecke, Testverfahren und Züchtungs Vorhaben; 

b) daß auf befallenen Flächen — abweichend von 
Artikel 2, 4 und 5 — Kartoffelsorten angebaut 
werden, die gegen die auf diesen Flächen auf- 
getretenen Rassen des Kartoffelnematoden re- 
sistent sind. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten können zusätzliche oder 
strengere Vorschriften zur Bekämpfung der Kar- 
toffelnematoden oder zur Verhütung seiner Aus- 
breitung erlassen, soweit diese Maßnahmen für die 
Bekämpfung oder Verhütung erforderlich sind. 

Artikel 10 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
bis zum 1. August eines jeden Jahres alle zum 
gewerbsmäßigen Verkehr zugelassenen Kartoffel- 
sorten mit, bei denen sie in amtlicher Prüfung eine 
Resistenz gegen den Katoffelnematoden festgestellt 


haben. Sie geben dabei die Rasse an, gegen welche 
sich die Resistenz richtet. 

(2) Die Kommission stellt in jedem Jahr — in 
der Regel vor dem Monat November — die Ver- 
öffentlichung der Aufstellung dieser resistenten Sor- 
ten entsprechend den Mitteilungen der Mitglied- 
staaten sicher. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten tragen Sorge dafür, daß die 
Feststellungen hinsichtlich des Befalls mit dem 
Kartoffelnematoden und der Resistenz dieser Sorten 
gegen diesen Schadorganismus nach international 
üblichen Methoden durchgeführt werden. 

A r t i ke 1 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 
einem Jahr nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen 
und unterrichten die Kommission unverzüglich hier- 
von. 

Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu 
erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet 
wird, daß sie sich dazu äußern kann, 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Kartoffelerzeugung spielt im Pflanzenbau der 
Gemeinschaft eine wichtige Rolle. Die Steigerung 
ihres Ertrags und ihrer Qualität ist ein agrar- 
politisches Ziel der Gemeinschaft. 

Eine solche Steigerung ist nur möglich, wenn die 
Kartoffelkulturen einen ausreichenden Schutz ge- 
gen die Schadorganismen erhalten, die eine stän- 
dige Gefahrenquelle darstellen. 

Dieser Schutz wird innerhalb der einzelnen Staa- 
ten durch die planmäßige Bekämpfung von Schad- 
organismen am Ort ihres Auftretens und eine 
Vorbeugung gegen ihre Ausbreitung durchge- 
führt. Parallel dazu wird versucht, die Einschlep- 
pung von Schadorganismen aus anderen Ländern 
durch pflanzensanitäre Einfuhrvorschriften zu 
verhindern. 

2. Die Kommission hat dem Ministerrat am 1. April 
1965 den Entwurf einer Richtlinie des Rats über 
Maßnahmen gegen die Einschleppung von Schad- 
organismen der Pfanzen in die Mitgliedstaaten 
[Dok. R/351/65 (AGRI 145)] übermittelt. 

Das Europäische Parlament hat diesen Vorschlag 
in seiner Sitzung vom 25. Oktober 1965 gebilligt 
und dabei angeregt, daß die Kommission sich in 
stärkerem Maße bei der gemeinsamen Bekämp- 
fung der Schadorganismen im chemotherapeuti- 
schen und biologischen Bereich widmen möge. 

Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat 
den Vorschlag in seiner Sitzung vom 29. Septem- 
ber 1965 gebilligt. Er hat jedoch ebenfalls be- 
merkt, daß auch eine Koordinierung der Be- 
kämpfung der Schadorganismen in Angriff ge- 
nommen werden müsse. 

Diesen Anregungen tragen die Entwürfe von 
Richtlinien des Rats zur Bekämpfung des Kar- 
toffelkrebses und der Kartoffelnematoden Rech- 
nung. 

3. Das Synchytrium endobioticum, der Erreger des 
Kartoffelkrebses und der Kartoffelnematode ge- 
hört zu den gefährlichsten Schadorganismen der 
Kartoffel. Sie sind in allen Teilen der Gemein- 
schaft lebensfähig und sind auch bereits in der 
Mehrzahl der Mitgliedstaaten aufgetreten. 

Nur durch strenge Maßnahmen ist es bisher ge- 
lungen, dem Auftreten dieser Schadorganismen 
entgegenzutreten. Die Maßnahmen hierfür waren 
in den einzelnen Mitgliedstaaten verschiedenar- 
tig. Sie gingen teilweise soweit, den Anbau be- 


stimmter, für den Kartoffelkrebs anfälliger Kar- 
toffelsorten gänzlich zu untersagen. 

4. Es erscheint geboten, für eine wirksame Bekämp- 
fung der Schadorganismen in der Gemeinschaft 
Mindestvorschriften zu erlassen. Hierfür bieten 
die Arbeit der Pflanzenschutz-Organisation für 
Europa und den Mittelmeerraum sowie die in 
einigen Mitgliedstaaten geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften wertvolle Grundlagen. 

5. Die Entwürfe stellen es den Mitgliedstaaten frei, 
zusätzliche oder strengere Maßnahmen für ihr 
Land vorzusehen. Dies erscheint insbesondere 
durch die verschiedenartigen klimatischen Ver- 
hältnisse und die damit unterschiedliche Ausbrei- 
tungsgefahr gerechtfertigt. Diese Maßnahmen 
müssen aber zur Erreichung des beabsichtigten 
Zweckes gerechtfertigt erscheinen, sie dürfen also 
hierüber nicht hinausgehen und etwa zu willkür- 
lichen Diskriminierungen führen. 

6. Die Mindestvorschriften in den beiden Entwürfen 
beziehen sich auf die befallenen Flächen und die 
befallenen Kartoffelpartien sowie Sicherheits- 
zonen, welche die vom Kartoffelkrebs befallenen 
Flächen umgeben. 

Dabei spielen gegen die aufgefundenen Rassen 
resistente Sorten eine besondere Rolle. 

7. Die Kommission ist sich der Tatsache bewußt, daß 
es schwer ist, die Methoden zur Feststellung des 
Befalls mit Synchytrium endobioticum und mit 
dem Kartoffelnematoden sowie der Resistenz ge- 
gen die einzelnen Rassen dieser Schadorganis- 
men durch gesetzgeberische Maßnahmen festzu- 
legen. Aus diesem Grund erscheint es angebracht, 
daß auf die international üblichen Methoden Be- 
zug genommen wird, zu denen z. B. für die Fest- 
stellung des Kartoffelnematoden die Methode 
Fenwick gehört. Es wird Sache der Sachverstän- 
digen der Kommission und der Mitgliedstaaten 
sein, darüber zu wachen, daß diese Methoden die 
letzten wissenschaftlichen und technischen Er- 
kenntnisse wiedergeben. 

Die in den einzelnen Mitgliedstaaten nach Prü- 
fung als resistent gegen eine oder mehrere Ras- 
sen von Synchytrium endobioticum oder des Kar- 
toffelnematoden anerkannten Kartoffelsorten sol- 
len jährlich von der Kommission bekanntgege- 
ben werden. Diese Bekanntmachung soll sich auf 
die Sorten beschränken, die zum gewerbsmäßigen 
Verkehr zugelassen sind. 
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